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Einleitung 

„Einen Anspruch auf den Erlaß einer Rechtsverordnung gibt es 
nicht." So lautet eine apodiktische Feststellung des BVerwG vom 1. 8. 
1958 — V I I A 35.57: BVerwGE 7, 188 f. 1. Das Gericht lehnte damit den 
Antrag einer Tarifvertragspartei  auf Allgemeinverbindlicherklärung 
eines Tarifvertrages  ab. In ähnlicher Kürze wurde später auch von 
diesem Gericht das Begehren eines Güterkraftverkehrsunternehmens 
abgelehnt, das eine Ausnahme, die der Bundesverkehrsminister durch 
Rechtsverordnung zu erlassen gehabt hätte, nach § 20 Abs. 1 der damals 
gültigen Kraftverkehrsordnung  i. d. F. von 1944 (RVkBl. Β Nr. 6 vom 
8. 3.1944) erstrebte, um seine Tarife für die Beförderung  von Gütern 
zwischen zwei bestimmten Orten der Straßenentfernung von 30 km 
anpassen zu können und nicht weiterhin die Eisenbahntarifentfernung 
von 159 km zugrunde legen zu müssen2. Wohl nicht zu Unrecht hat 
Bachof  dazu die Frage gestellt, ob das nicht „staatlich verordneter 
Wucher ohne Abwehrmöglichkeit" sei3. Das OVG Berl in hingegen hat 
dem Personalrat der Rechtsreferendare  einen Anspruch auf Ergänzung 
der Berliner Justizausbildungsordnung dahingehend, daß er an der 
zweiten juristischen Staatsprüfung zu beteiligen sei, zuerkannt4. 

Ansprüche auf Satzungen oder auf deren Ergänzung wurden bisher 
insbesondere bei Bebauungsplänen akut. Die Problematik verschärft 
sich hier noch dadurch, daß § 2 Abs. 9 BBauG solche Ansprüche aus-
drücklich ausschließen wi l l , was die h. M. auch so hinnimmt. Speziell 
mi t dieser Frage waren bisher der Bay.VerfGH 6 und der Hess. VGH e 

befaßt. I m Falle der Verfassungsbeschwerde  zum Bay. VerfGH woll te 
ein Grundstückseigentümer i n den Planungsbereich einer Stadt einbe-
zogen werden. Das Gericht beschied abschlägig: M i t der Rüge der 
Gleichheitsverletzung könne der Beschwerdeführer  in diesem Verfah-
ren nicht gehört werden; Ar t . 103 der bay. Verfassung vom 2.12.1946 
(GVBl., S. 333), der das Eigentumsrecht garantiert, könne nicht verletzt 
sein, im übrigen gehe § 2 Abs. 9 BBauG als Bundesrecht dem Art . 103 

1 Mit kritischer Anm. Bachof,  Verf.  R. I, 245 f. 
2 BVerwGE 13, 328 ff. 
» Verf.  R. I I , 142 ff.  (144). 
4 DVB1.1970, 700 f. m. abl. Anm. Merten,  701 f. 
6 DVB1. 1966, 798 f. m. Anm. Schneider,  DVB1. 1966, 799 f. 
• ESVGH 22, 224 ff. 

2 WeitbomVe 
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der bay. Verfassung vor. Auch im Falle des Hess. VGH beantragte ein 
Plananrainer Einbeziehung seines Grundstückes in den Bebauungsplan. 
Die Klage wurde als unzulässig abgewiesen. Zur Begründung führte 
das Gericht aus, dem Kläger fehle das Rechtsschutzbedürfnis,  da er 
einen von der Rechtsordnung nicht gebilligten Anspruch geltend mache. 
Grundsätzlich diene die untergesetzliche Normgebung nämlich nicht der 
Erfül lung von Individualansprüchen, sondern dem Wohl der Allge-
meinheit, § 2 Abs. 9 BBauG sei nur Ausdruck dessen. Diese Beispiele 
mögen demonstrieren, daß es in der vorliegenden Arbeit nicht nur um 
eine theoretische Fragestellung geht, sondern daraus auch praktisch 
bedeutsame Folgerungen gezogen werden können. 

Letztlich möge die Arbeit auch einen Beitrag liefern zur Problematik 
des Spannungsverhältnisses zwischen Durchsetzung des Vorrangs der 
Verfassung und dem Geltungsanspruch des Gesetzes einerseits und der 
Gewaltenteilung und dem Rechtsetzungsermessen andererseits. 

Aufbaumäßig w i rd so verfahren,  daß zunächst mi t einer kurzen 
Erörterung der subjektiven öffentlichen  Rechte eine Basis für die 
weitere Behandlung des Themas gewonnen werden soll. Sodann ist 
Stellung zu nehmen zu der Frage, ob bei grundsätzlicher Anerkennung 
der Möglichkeit eines Anspruchs auf Gesetzeserlaß ein solcher auf 
Rechtsverordnungs- und Satzungserlaß noch ausgeschlossen werden 
kann. Letztere Ansprüche werden dann im Hauptteil der Arbeit ein-
gehend erörtert. Im Anschluß daran soll die A r t der gerichtlichen 
Durchsetzung aufgezeigt werden. Es sei noch darauf hingewiesen, daß 
sich die Darlegungen ausschließlich auf die Ansprüche einzelner Per-
sonen beziehen, ausgeklammert sind also solche von Körperschaften 
(etwa von Gemeinden gegen das Land oder den Bund) und Verbänden 
(etwa von Gewerkschaften oder Arbeitgeberverbänden auf Allgemein-
verbindlicherklärung von Tarifverträgen 7). 

7 Dazu etwa v.  Barby,  150 ff. 



Erstes  Kapitel 

Zur allgemeinen Problematik von Ansprüchen 
auf Erlaß von Rechtsnormen 

Die Frage nach den Ansprüchen auf Erlaß von Rechtsnormen ist zu 
einem großen Teil nur auf die Frage nach einem Gesetzeserlaßanspruch 
bezogen worden1. Untersuchungen zum Anspruch auf Erlaß von Rechts-
verordnungen und Satzungen haben demgegenüber bisher weitgehend 
nur kursorischen Charakter gehabt2. Zwar stehen beide Probleme in 
einem gewissen Zusammenhang, denn soweit ein Anspruch auf Ge-
setzeserlaß anerkannt ist, w i rd man die Möglichkeit von Ansprüchen 
auf Erlaß von Rechtsverordnungen und Satzungen wohl nicht mehr 
ausschließen können; aber auch dort, wo ein Anspruch auf Gesetzeserlaß 
nicht besteht, könnte trotzdem ein Anspruch auf Erlaß von Rechts-
verordnungen und Satzungen bestehen, wei l dieser sich wohl nicht 
ausschließlich aus der Verfassung ergeben muß, sondern auch im unter 
der Verfassung stehenden Gesetz begründet sein könnte. 

I. Subjektive öffentliche  Rechte und Ansprüche 

Wenn im Zusammenhang mi t dem Thema dieser Arbei t zunächst auf 
die Lehre von den subjektiven öffentlichen  Rechten eingegangen wer-
den soll, so kann eine solche Erörterung zwangsläufig nur kursorischen 
Charakter haben; sie erscheint dennoch notwendig, da auf diese Weise 
eine Basis für die weiteren Ausführungen gewonnen werden kann. 

1 BVerfGE 1, 97 ff.;  6, 257 ff.  (264); 8, I f f . (9 ff.);  22, 349 ff.  (360); 25, 236 ff. 
(246); 26, 100 ff.  (109); Β GHZ 56, 40 ff.;  Jülicher,  Die Verfassungsbeschwerde 
gegen Urtei le bei gesetzgeberischem Unterlassen; Lechner,  NJW 1955, 
1817 ff.;  Seiwerth,  Zur Zulässigkeit der Verfassungsbeschwerde  gegenüber 
Grundrechtsverletzungen des Gesetzgebers durch Unterlassen; Seufert,  Die 
nicht erfül l ten Gesetzgebungsgebote des GG und ihre verfassungsrechtliche 
Durchsetzung; Schneider,  AöR 89, 24 ff. 

2 BVerfGE 13, 248 ff.  (dazu Fuss,  JZ 62, 738 ff.);  16, 332; BVerwGE 7, 188 ff.; 
13, 328 ff.; Bay. VerfGH, DVB1. 1966, 798 ff.  m. Anm. Schneider,  DVB1. 1966, 
799 f.; Hess. VGH, ESVGH 22, 224 ff.;  OVG Berl in, DVB1. 1970, 700 f. m. 
Anm. Merten,  701 f.; Bachof,  Verf.  R. I, 245 f.; ders., Verf.  R. I I , 143 f.; Ober-
mayer, Bay. VB1. 1958, 69 ff.  (71); ders., DVB1. 1965, 625 ff.  (632 f.); v.  Barby 
(allerdings mi t weitgehender Beschränkung auf die prozessuale Durchsetz-
barkeit). 

2· 


